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Die Coronakrise wirft mit Blick auf die 

Europäische Union (EU) viele Fragen auf: 

Ist die Kritik an den Institutionen der EU 

berechtigt? Welche Möglichkeiten und 

Kompetenzen hat die EU für die Krisen-

bekämpfung, und wie hat sie diese Kom-

petenzen bisher genutzt und kommuni-

ziert? Lassen sich bereits Erkenntnisse 

gewinnen und Lehren ziehen? Welche 

Auswirkungen und Herausforderungen 

hat die Krise für die bald beginnende 

deutsche EU-Rats prä sidentschaft in der 

zweiten Jahreshälfte 2020?

Die Corona-Pandemie stellt die politi-

schen Ebenen vor besondere Herausforde-

rungen, da sie einerseits länder- und kon-

tinentübergreifend ist, sich andererseits 

jedoch regional starke Unterschiede in In-

tensität und Verlauf ergeben. Somit sind 

zum einen politische Maßnahmen gefor-

dert, die dem Prinzip der Subsidiarität fol-

gen; zum anderen bedarf es multilateraler 

Maßnahmen. Die Pandemie hat dabei  viele 

Spannungsfelder offengelegt. Zunächst 

herrschten Reaktionsmuster vor, die dem 
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Prinzip der Subsidiarität folgten. Die Ab-

sage von Großveranstaltungen, Schul-

schließungen oder allgemeine Ausgangs- 

und Kontaktsperren wurden nach und 

nach in unterschiedlicher Art und Weise in 

fast ganz Europa eingeführt. Diese Maß-

nahmen stellten und stellen drastische 

Einschnitte der Freiheiten und Rechte der 

Bürger dar und liegen zu Recht in der 

Kompetenz der nationalen oder regiona-

len Regierungen.

Gleichzeitig führten EU-Mitglied-

staaten an den Binnengrenzen vielfach 

wieder Grenzkontrollen ein; in einigen 

Fällen wurden Grenzen vorübergehend 

geschlossen. Das Schengen-Abkommen 

wurde damit ausgehebelt. Obwohl es sich 

um ein europäisches Abkommen handelt, 

geschah dies seitens der einzelnen Mit-

gliedstaaten und zunächst ohne Einbezie-

hung der EU-Institutionen. Zwar erlau-

ben die Abkommen in streng definierten 

Ausnahmesituationen Grenzkontrollen 

und -schließungen. Allerdings sollten die-

se koordiniert und einheitlich geschehen. 

Die anschließende Kritik an der Europäi-

schen Union war groß; weniger kritisch 

wurde das Verhalten der nationalen Re-

gierungen betrachtet. Während sich man-

cher Regierungschef als entschlossener 

Krisenmanager zu inszenieren vermochte, 

wirkten die Spitzen der EU-Institutionen 

wie Randfiguren.

Am 17. März 2020 gelang es EU-

Kommissionspräsidentin Ursula von der 

Leyen und EU-Ratspräsident Charles Mi-

chel, eine Einigung der Mitgliedstaaten 

herbeizuführen, gemeinsam und koordi-

niert die Schengen-Außengrenzen für 

dreißig Tage zu schließen. Sie verkünde-

ten diese Einigung gemeinsam in einer 

Pressekonferenz und konnten auch mit 

ihrer Krisenkommunikation wieder ein 

Stück Vertrauen in ihre Handlungsfähig-

keit zurückgewinnen. Trotz dieses politi-

schen Erfolgs bleibt die Lage an den Bin-

nengrenzen unübersichtlich; einheitliche 

Regelungen für die Bürger und die Wirt-

schaft wären wünschenswert. Mit Blick auf 

diese Situation hätte man sich zu Beginn 

der Krise ein klareres Handeln seitens der 

EU gewünscht; dennoch greift eine ein-

seitige Schuldzuweisung zulasten ihrer 

Institutionen zu kurz, da diese maßgeblich 

auf die Zusammenarbeit und Bereitschaft 

der Mitgliedstaaten angewiesen sind. Da 

die Coronakrise einmal mehr die Proble-

matik der Schengen-Binnengrenzen in 

Krisenzeiten offenbart hat, sollte der Mo-

dus Operandi zur Gestaltung des Grenz-

managements innerhalb der Schengen-

Zone auf den Prüfstand gestellt werden.

BESCHAFFUNG  
MEDIZINISCHER GÜTER

Ein weiterer Politikbereich, den die Coro-

nakrise in den Fokus der Öffentlichkeit 

gerückt hat, ist die Beschaffung von medi-

zintechnischem Material. Insbesondere 

kleinere Mitgliedstaaten haben schlechte-

re Konditionen, da sie keine hohen Stück-

zahlen einkaufen. Die EU begegnet dieser 

Schwierigkeit bereits seit Längerem mit 

der „Vereinbarung über die gemeinsame 

Beschaffung“. Die EU-Kommission über-

nimmt laut Vereinbarung eine koordinie-

rende Rolle dabei, benötigte Geräte und 

Materialien zu beschaffen; Käufer der Wa-

ren sind letztlich aber die EU-Mitglied-

staaten.

In der Coronakrise hat die EU bisher 

vier Ausschreibungen auf den Weg ge-

bracht, um die Beschaffung medizinischer 
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Güter für die Mitgliedstaaten zu ermög-

lichen. Das Konzept und die durchge-

führten Ausschreibungen sind zweifels-

ohne richtig und ein Beispiel dafür, dass 

die Staatengemeinschaft als Zusammen-

schluss stärker sein kann, als es die einzel-

nen Nationalstaaten allein sind. Dennoch 

steht auch die EU in einem starken Wett-

bewerb, und da das Material zeitnah be-

nötigt wird, kann das positive europäische 

Handeln kritische Engpässe nicht vermei-

den. Dass private Speditionsunternehmen 

durch ihre Geschäftspartner aus China 

schneller und effektiver an hochwertige 

medizinische Schutzkleidung kommen 

und die Versorgung von europäischen 

Großstädten davon abhängt, ist ange-

sichts der Ernsthaftigkeit der Krise nicht 

hinnehmbar. Es bedarf neben einer koor-

dinierenden Rolle der EU bei der Beschaf-

fung künftig auch einer koordinierenden 

Rolle bei der heimischen Produktion von 

Medizinprodukten.

DEUTSCHE RATSPRÄSIDENT-
SCHAFT MUSS NEU PRIORISIEREN

Der Bereich, in dem die Europäische Uni-

on jedoch zweifelsohne eine tragende Rol-

le einnehmen wird, ist die Hilfestellung 

zur wirtschaftlichen Erholung. Einzelne 

Maßnahmen dazu hat die EU bereits be-

schlossen, langfristige Strategien werden 

aktuell diskutiert. Hierbei wird der deut-

schen Ratspräsidentschaft im zweiten 

Halbjahr 2020 eine besondere Bedeutung 

zukommen.

Der Vorsitz im Rat der Europäischen 

 Union wechselt im Halbjahresrhythmus 

von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat. Die 

Präsidentschaft sorgt dafür, dass die syste-

matische Arbeit des Rates vorangetrieben 

wird; sie hat im Allgemeinen drei Haupt-

aufgaben: Erstens leitet und moderiert sie 

die Arbeitsprozesse und Sitzungen des 

Rates, wozu etwa 200 Arbeitsgruppen 

und Ausschüsse zählen. Sie nimmt dabei 

eine konsensorientierte, Streit schlichten-

de und Brücken bauende Rolle ein – im 

EU-Jargon die Rolle des „honest broker“. 

Zweitens vertritt die amtierende Präsident-

schaft den Rat gegenüber den anderen 

EU-Institutionen, hauptsächlich dem Par-

lament und der Kommission. Drittens ver-

tritt die dem Rat vorsitzende Regierung 

die Europäische Union – gemeinsam mit 

dem Hohen Vertreter – auf internationaler 

Ebene. Dies umfasst die Vertretung ge-

genüber Drittstaaten, aber auch gegen-

über internationalen Organisationen wie 

den Vereinten Nationen oder der Welt-

handelsorganisation.

Ratspräsidentschaften sind zweifels-

ohne ein zweischneidiges Schwert. Einer-

seits bieten sie der jeweiligen nationalen 

Regierung eine seltene Gelegenheit, im 

EU-Kontext eine Führungsrolle einzu-

nehmen, wichtiges Agenda-Setting zu be-

treiben und sich dabei öffentlichkeits-

wirksam zu präsentieren. Der Zeitraum 

der Präsidentschaft ist mit sechs Monaten 

sehr überschaubar, was im Zuge des Lissa-

bon-Prozesses bereits zu einer breiten De-

batte über Sinn und Unsinn des Präsi-

dentschaftssystems geführt hatte  – ins- 

besondere, weil manche Beobachter hier 

auch Zielkonflikte mit der Einführung 

des Amtes des ständigen Präsidenten des 

Europäischen Rates (heute Belgiens ehe-

maliger Premierminister Charles Michel) 

sahen. Man beließ es schließlich dabei, 

führte aber die sogenannten Trio-Präsi-

dentschaften neu ein. Dies bedeutet, dass 

immer drei Vorsitz-Perioden zusammen 

Auf den Kopf gestellt, Hardy Ostry, Ludger Bruckwilder
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einen übergreifenden Zeitraum bilden, in 

dem gemeinsam langfristigere Prozesse 

vorangetrieben werden.

Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 

im zweiten Halbjahr 2020 steht ange-

sichts der Coronavirus-Pandemie vor neu-

en Herausforderungen, besonders logis-

tischer Natur. Michael Clauß, Deutscher 

Botschafter und Leiter der Ständigen Ver-

tretung Deutschlands bei der Europäi-

schen Union, warnte Anfang April ange-

sichts der dramatisch veränderten Lage in 

einer öffentlich gewordenen Verschluss-

sache Berlin bereits eindringlich vor den 

Schwierigkeiten. Thematisch müsse man 

sich neu ausrichten, das Krisenmanage-

ment rücke in den Vordergrund, viele an-

dere Themen müssten hintanstehen. Be-

sondere Probleme werde außerdem die 

Logistik bereiten, da mit Blick auf Social-
Distancing-Maßnahmen nur eine sehr be-

grenzte Anzahl von Sitzungssälen zur Ver-

fügung stünden. Geeignete, abhörsichere 

Videokonferenztechnologie stünde nur in 

sehr begrenztem Ausmaß zur Verfügung, 

sodass das Programm der deutschen Rats-

präsidentschaft massiv reduziert werden 

müsse und es gelte, neu zu priorisieren.

„WIRTSCHAFTLICHE 
ERTÜCHTIGUNG EUROPAS“

Normalerweise hätte die deutsche Ratsprä-

sidentschaft verschiedene Schwerpunkte 

gehabt: Einer davon wird der Mehrjährige 

Finanzrahmen (MFR) auch unter den ver-

änderten Bedingungen bleiben; umso 

mehr, als mittlerweile unstrittig ist, dass 

auch Deutschland zur Krisenbewältigung 

mehr in den Haushalt wird einzahlen 

müssen und zugleich die Aufgabe hat, den 

von der Kommission nun genauer zu defi-

nierenden Wiederaufbaufonds (Recovery 
Fund) politisch auszugestalten.

Mit den weiteren Schwerpunkten der 

Präsidentschaft hatte man sich seitens der 

Bundesregierung aus vielfältigen Gründen 

lange zurückgehalten: Einerseits wollte 

man die aktuelle kroatische Ratspräsident-

schaft nicht beeinträchtigen; andererseits 

deshalb, weil sich die EU-Kommission 

noch im legislativen Zyklus befand und 

erst mit der Veröffentlichung des ersten 

Arbeitsprogramms im Januar klar wurde, 

welche Projekte die Kommission im Ein-

zelnen verfolgen würde. Neben dem MFR 

wären der Brexit, die Konferenz zur Zu-

kunft Europas und das Thema „Europäi-

sche Souveränität“ Leitthemen geworden. 

Unter letzterem sind auch die digitale 

Souveränität und ein besonderes Augen-

merk auf das Verhältnis zu China zu ver-

stehen. Im Rahmen der Präsidentschaft 

war zum Beispiel ein großer EU-China-

Gipfel geplant. Der Plan beinhaltete ins-

gesamt, der Ratspräsidentschaft ein Bran-

ding der Nachhaltigkeit zu geben.

Zumindest bei Letzterem wird es ver-

mutlich bleiben. Im Übrigen wird die Prä-

sidentschaft zwangsläufig anders als ur-

sprünglich geplant gestaltet. Dies hat 

Bundeskanzlerin Angela Merkel bereits 

bestätigt: „Die deutsche Ratspräsident-

schaft wird anders ablaufen, als wir uns 

das vorgenommen hatten. Und sie wird 

von der Frage der Bekämpfung der Pan-

demie und ihrer Folgen ganz klar geprägt 

sein. Das heißt, wir müssen sehen, dass wir 

für die wirtschaftliche Ertüchtigung Eu-

ropas etwas tun, dass wir für den  sozialen 

Zusammenhalt etwas tun, dass wir an die 

Zukunft denken – und das sind die Klima- 

und Umweltfragen“ (Podcast Die Kanzle-
rin direkt, 25. April 2020).
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Ende April 2020 verständigte sich das 

Bundeskabinett auf vier vorläufige Prio-

ritäten für die Präsidentschaft. Priorität 

haben demnach das kurzfristige Krisen-

management sowie der wirtschaftliche 

Wiederaufbau. Hierunter wird nach wie 

vor der Mehrjährige Finanzrahmen ge-

fasst sein, der für die Jahre 2021 bis 2027 

gelten wird. Seine Gestaltung wird sich 

als schwierig erweisen, da man sich auf 

der einen Seite einigen muss, wie viel die 

einzelnen Mitgliedstaaten einzahlen. Es 

ist ebenfalls zu bedenken, dass die Finan-

zierungslücke, die das Vereinigte König-

reich hinterlässt, geschlossen werden muss 

und einigen wirtschaftlich starken Mit-

gliedern sogenannte Rabatte gewährt wer- 

den. Auf der anderen Seite muss man sich 

neu einigen, wie die Haushaltsgelder aus-

gegeben werden sollen. Bei den bisherigen 

EU-Haushalten flossen jeweils etwa vier-

zig Prozent der Ausgaben in Agrarsubven-

tionen und Kohäsionsfonds. Diese Vertei-

lung steht nun auf dem Prüfstand.

KRISE ALS CHANCE

Der zweite Schwerpunkt wird auf den 

nicht verschiebbaren Dossiers liegen,  

wie etwa auf den auslaufenden Fischerei-

quoten, aber auch auf den künftigen Be-

ziehungen zum Vereinigten Königreich. 

Unter Priorität drei werden Themen zu-

sammengefasst, die ursprünglich auf der 

Präsidentschaftsagenda gestanden hätten: 

unter anderem die Themen Green Deal und 

Digitalisierung. An vierter Stelle stehen 

sonstige Themen, die derzeit diskutiert 

werden, aber noch nicht abschließend 

feststehen. Auf manche wird man gegebe-

nenfalls verzichten. Normalerweise rich-

tet jede Ratspräsidentschaft verschiedene 

informelle, themenspezifische Ratstreffen 

aus, bei denen sich die Fachminister als 

Gastgeber präsentieren können. Bei der 

deutschen Präsidentschaft war eine Reihe 

solcher Treffen von den Ministerien dezen-

tral in Deutschland geplant. Zum jetzigen 

Zeitpunkt ist unwahrscheinlich, dass diese 

Treffen stattfinden können. Je nach Verlauf 

der Pandemie wird die Bundesregierung 

beim Ablauf der Präsidentschaft Flexibili-

tät und Anpassungsfähigkeit unter Beweis 

stellen müssen.

Die Coronavirus-Pandemie hat der 

Europäischen Union einmal mehr vor Au-

gen geführt, dass sie Schwierigkeiten hat, 

ad hoc in den Krisenmodus umzuschal-

ten. Hieran gilt es zu arbeiten, und der 

deutschen Ratspräsidentschaft kommt da-

bei eine wichtige Rolle zu. Noch wichtiger 

wird die Rolle Deutschlands aber mit 

Blick auf die Bewältigung der wirtschaft-

lichen Krisenfolgen. Selbst wenn die Co-

ronabekämpfung die Ratspräsidentschaft 

in Planung, Inhalt und Ablauf unerwartet 

auf den Kopf gestellt hat, sollte in der der-

zeitigen Situation eine Chance gesehen 

werden  – sowohl für die Europäische 

 Union als auch für Deutschland.
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